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1 .  G e g e n s ta n d  

Diese Bedingungen regeln den Anschluss 
elektrischer Anlagen an das Mittelspan-
nungsverteilernetz der Stadtwerke Görlitz 
AG – nachstehend SWG genannt – und den 
weiteren Betrieb sowie die Nutzung dieses 
Anschlusses für die Entnahme elektrischer 
Energie aus dem Mittelspannungsnetz. Sie 
gelten auch für den Anschluss und die An-
schlussnutzung von Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus erneuerbaren Energien und 
aus Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen sowie 
entsprechend für die Nutzung des Anschlus-
ses zur Einspeisung der in diesen Anlagen 
erzeugten elektrischen Energie in das Mittel-
spannungsnetz der SWG, soweit nicht zwin-
gende gesetzliche Regelungen bestehen. Die 
Belieferung mit elektrischer Energie ist nicht 
Gegenstand dieser Bedingungen. 

2 .  Netzanschluss  

2.1 Der Netzanschluss besteht aus der Verbin-
dung des Verteilernetzes mit der elektrischen 
Anlage des Anschlussnehmers. Er beginnt an 
der Abzweigstelle des Verteilernetzes (Ver-
knüpfungspunkt)  und endet  an der  
Übergabestelle mit der Eigentumsgrenze, es 
sei denn, dass eine abweichende Vereinba-
rung getroffen wird. 

2.2 Netzanschlüsse gehören zu den Betriebsan-
lagen des Netzbetreibers SWG. Sie stehen 
im Eigentum von SWG und werden aus-
schließlich von SWG oder deren Beauftrag-
ten hergestellt, unterhalten, erneuert, geän-
dert, abgetrennt und beseitigt; sie müssen 
zugänglich und vor Beschädigungen ge-
schützt sein. 

2.3 Der Anschlussnehmer hat die baulichen Vo-
raussetzungen für die sichere Errichtung des 
Netzanschlusses zu schaffen. Ist ein Hausan-
schlusskasten oder ein Hauptverteiler erfor-
derlich, so ist vom Anschlussnehmer ein ge 

eigneter Platz zur Verfügung zu stellen. 

2.4 Muss zur Versorgung eines Grundstückes 
eine besondere Transformatorenanlage 
und/oder Schaltanlage aufgestellt werden, so 
wird der Anschlussnehmer im Bedarfsfall die 
unentgeltliche Bereitstellung eines geeigneten 
Raumes oder Platzes für die Dauer des Netz-

anschlussverhältnisses ermöglichen. SWG 
darf den Transformator und/oder die Schalt-
anlage zur Leistungsbereitstellung für andere 
Grundstücke nutzen, soweit dies für den An-
schlussnehmer zumutbar ist. 

2.5 Wird der Netzanschlussvertrag für das 
Grundstück beendet, so hat der Anschluss-
nehmer die in Ziffer 2.4 genannte Anlage 
noch drei Jahre unentgeltlich zu dulden, es 
sei denn, dass ihm dies nicht zugemutet wer-
den kann. Im Übrigen gelten die Ziffern 13.4, 
13.6 und 13.8 entsprechend. 

2.6 Art, Zahl und Lage der Netzanschlüsse sowie 
deren Änderung werden nach Anhörung des 
Anschlussnehmers bzw. unter Wahrung sei-
ner berechtigten Interessen von SWG be-
stimmt. 

2.7 Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer 
darf keine Einwirkungen auf den Netzan-
schluss vornehmen oder vornehmen lassen. 

2.8 Sowohl die Herstellung als auch die Ände-
rung oder Erweiterung eines bestehenden 
Netzanschlusses bedürfen eines gesonderten 
Vertrages. 

2.9 Anschlussnehmer, die nicht Grundstücksei-
gentümer sind, haben auf Verlangen von 
SWG die schriftliche Zustimmung des Grund-
stückseigentümers zur Herstellung, Änderung 
und Aufrechterhaltung des Netzanschlusses 
unter Anerkennung der für den Anschluss-
nehmer und ihn damit verbundenen Verpflich-
tungen beizubringen. 

 

2.10 Jede Beschädigung des Netzanschlusses, 
insbesondere das Fehlen von Plomben, ist 
SWG durch den Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer unverzüglich mitzuteilen. 

2.11 SWG ist berechtigt, vom Anschlussnehmer 
die Erstattung der bei wirtschaftlicher Be-
triebsführung notwendigen Kosten für 

 die Herstellung des Netzanschlusses 

 die durch eine Änderung oder Erweiterung 
seiner Anlage erforderliche oder aus ande-
ren Gründen von ihm veranlasste Verände-
rung, auch Trennung oder Beseitigung des 
Netzanschlusses 



 AB_Netzanschluss_Anschlussnutzung_MS_Stand_201 3_01 .docxx Ausgabe Januar 2012 

 -3- 

 zu verlangen. Die Kosten werden anschluss-
konkret auf Grundlage der jeweils gültigen 
Richtlinien und preislichen Konditionen von 
SWG berechnet. 

2.12 SWG kann vom Anschlussnehmer für die 
Kosten gemäß Ziffer 2.11 in angemessener 
Höhe Vorauszahlungen oder Sicherheitsleis-
tungen verlangen. 

 

3. Netzkostenbeitrag/Baukostenzuschuss 

3. 1  SWG ist berechtigt, vom Anschlussnehmer 
einen angemessenen Beitrag zu den Kos-
ten für die Erstellung oder Verstärkung von 
Verteilungsanlagen (Netzkostenbeitrag/ 
Baukostenzuschuss) zu verlangen. Vertei-
lungsanlagen sind die Anlagen, die dem 
Netzanschluss unmittelbar oder mittelbar 
vorgelagert sind. 

3.2 Für die Höhe des vom Anschlussnehmer zu 
zahlenden Netzkostenbeitrages ist die be-
antragte Netzanschlusskapazität maßgeb-
lich. Der Netzkostenbeitrag wird auf der 
Grundlage der bei SWG für die jeweilige 
Anschlusssituation gültigen Richtlinien pau-
schal berechnet und im Anschlussvertrag 
separat vereinbart. Jede Erhöhung der 
Netzanschlusskapazität ist mit der Zahlung 
eines weiteren Netzkostenbeitrages ver-
bunden. 

3.3 SWG kann vom Anschlussnehmer für die 
Kosten gemäß Ziffern 3.1 und 3.2 in ange-
messener Höhe Vorauszahlungen oder 
Sicherheitsleistungen verlangen. 

 

4. Z a h l u n g / V e r z u g  

4.1 Rechnungen werden zu dem vom Netzbe- 
treiber angegebenen Zeitpunkt, frühestens 
jedoch zwei Wochen nach Zugang der Zah-
lungsaufforderung fällig. Maßgeblich für die 
Rechtzeitigkeit von Zahlungen ist der Zah-
lungseingang auf dem Konto des Netzbe-
treibers. Im Falle von Zahlungsverzug ist 
der Netzbetreiber berechtigt, 
Verzugszinsen in Höhe des gesetzlichen 
Zinssatzes zu verlangen. 

4.2 Einwände gegen Rechnungen berechtigen 
gegenüber dem Netzbetreiber zum Zah-

lungsaufschub oder zur Zahlungsverweige-
rung nur, soweit ernsthafte Möglichkeit 
eines offensichtlichen Fehlers besteht. 

4.3 Gegen Ansprüche des Netzbetreibers kann 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 

festgestellten Gegenansprüchen aufge-
rechnet werden. 
 

5.  Elektrische Anlage des Anschlussneh-
mers/Anschlussnutzers 

5.1 Für die ordnungsgemäße Errichtung, Erwei- 
terung, Änderung und Instandhaltung der 
e l e k t r i s c h e n  A n l a g e  h i n t e r  d e r  
Übergabestelle (elektrische Anlage), mit 
Ausnahme der Messeinrichtungen des 
Messstellenbetreibers SWG, ist der An-
schlussnehmer verantwortlich. Hat er die 
Anlage einem Dritten vermietet oder sonst 
zur Benutzung überlassen, so bleibt der 
verantwortlich. 

5.2 Die elektrische Anlage muss den gesetzli- 
chen oder behördlichen Bestimmungen, 
den anerkannten Regeln der Technik sowie 
den Technischen Anschlussbedingungen 
von SWG entsprechen. Sie darf außer 
durch SWG oder deren Beauftragten nur 
durch ein in ein Installateurverzeichnis 
eines Netzbetreibers eingetragenes Installa-
tionsunternehmen nach den geltenden ge-
setzlichen oder behördlichen Bestimmun-
gen sowie nach den anerkannten Regeln 
der Technik errichtet, erweitert, geändert 
und instand gehalten werden. Im Falle der 
Ausführung durch ein Installationsunter-
nehmen ist SWG berechtigt, die Ausführun-
gen der Arbeiten selbst oder durch einen 
Beauftragten zu überwachen. 

5.3        Es dürfen nur Materialien und Geräte ver- 
wendet werden, die entsprechend § 49 des 
Energiewirtschaftsgesetzes (EnWG) unter 
Beachtung der allgemein anerkannten Re-
geln der Technik hergestellt sind. Das Zei-
chen einer amtlich anerkannten Prüfstelle 
(z. B. VDE-Zeichen, GS-Zeichen, CE-
Zeichen) bekundet, dass diese Vorausset-
zungen erfüllt sind. 

5.4  Beim Einsatz von Mittelspannungsanlagen 
sind deren Auswahl und die Einstellungen 
der Schutzeinrichtungen in den Anlagen der 
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Überga bestel le  bz w.  in  einer  der  
Übergabestelle nachgeordneten Station vor 
der Errichtung mit SWG abzustimmen. 

5.5 Anlagenteile, in denen nicht gemessene 
elektrische Energie fließt, können plombiert 
werden. Ebenso können Anlagenteile bei 
Erfordernis unter Plombenverschluss ge-
nommen werden. 

5.6 Die Ziffern 5.1 bis 5.5 gelten entsprechend 
für den Anschlussnutzer. 
 

6. Inbetriebsetzung des Netzanschlusses 
und der elektrischen Anlage 

6.1 SWG oder deren Beauftragter schließt die 
elektrische Anlage über den Netzanschluss 
an das Verteilernetz an und setzt den An-
schluss unter Spannung (Inbetriebsetzung 
des Netzanschlusses). Die elektrische An-
lage hinter der Übergabestelle darf nur 
durch ein in ein Installateurverzeichnis ei-
nes Netzbetreibers eingetragenes Installati-
onsunternehmen in Betrieb gesetzt werden. 

6.2 Jede Inbetriebsetzung der elektrischen An- 
lage ist bei SWG über den Errichter oder 
dessen Beauftragten rechtzeitig schriftlich in 
Auftrag zu geben. Dabei ist das von SWG 
vorgegebene Anmeldeverfahren einzuhal-
ten. 

6.3 SWG kann für die Inbetriebsetzung gemäß 
Ziffer 6.1 vom Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer die Erstattung der Kosten 
verlangen. Die Kosten können pauschal be-
rechnet werden. 

7. Überprüfung der elektrischen Anlage 

7.1 SWG oder deren Beauftragter sind berech- 
tigt, die Anlage vor und nach ihrer Inbet-
riebsetzung zu überprüfen. SWG hat den 
Anschlussnutzer auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann 
deren Beseitigung verlangen. 

7.2 Werden Mängel festgestellt, welche die 
Sicherheit gefährden oder erhebliche Stö-
rungen erwarten lassen, so ist SWG be-
rechtigt, den Netzanschluss zu verweigern 
oder die Anschlussnutzung zu unterbre-
chen; bei Gefahr für Leib und Leben ist sie 
hierzu verpflichtet. 

7.3 Durch Vornahme oder Unterlassung der 
Überprüfung der Anlage sowie durch deren 
Anschluss an das Verteilernetz übernimmt 
SWG keine Haftung für die Mängelfreiheit 
der Anlage. 

8. Nutzung des Anschlusses 

8.1 Grundlage der Anschlussnutzung ist ein 
bestehendes Netzanschlussverhältnis. Der 
Anschlussnutzer kann nach Maßgabe des 
Anschlussnutzungsvertrages und dieser 
Bedingungen elektrische Energie aus dem 
Verteilernetz der SWG entnehmen bzw. in 
das Verteilernetz von SWG einspeisen. 

8.2 SWG stellt am Netzanschluss grundsätzlich 
Drehstrom mit einer Nennfrequenz von et- 
wa 50 Hz gemäß jeweils gültiger DIN (der-
zeit DIN IEC 60038 und DIN EN 50160) be-
reit. Die Lieferspannung richtet sich nach 
den zwischen SWG und dem Anschluss-
nehmer, dem Anschlussnutzer oder dem 
Netznutzer getroffenen vertraglichen Ver-
einbarungen. 

8.3 Spannung und Frequenz werden möglichst 
gleichbleibend gehalten. Stellt der An-
schlussnutzer höhere Anforderungen an die 
Spannungsqualität als unter Ziffer 8.2 ange-
führt, so obliegt es ihm selbst, auf eigene 
Kosten Vorkehrungen zum störungsfreien 
Betrieb seiner Geräte und Anlagen zu tref-
fen. 

8.4 Die Anschlussnutzung hat zur Vorausset- 
zung, dass die Entnahme der Energie mit 
einem Leistungsfaktor zwischen cos p = 
0,9 induktiv und 0,9 kapazitiv erfolgt. An-
dernfalls kann SWG den Einbau ausrei-
chender Kompensationseinrichtungen auf 
Kosten des Anschlussnutzers verlangen 
oder die zusätzliche Blindleistung und den 
Verbrauch an zusätzlicher Blindarbeit in 
Rechnung stellen. 

8.5 Bei Anschluss von Erzeugungsanlagen am 

Mittelspannungsnetz gelten bezüglich Blind-
leistungsbereitstellung am Netzanschluss-
punkt die Regelungen gemäß der BDEW-
Richtlinie „Erzeugungsanlagen am Mittel-
spannungsnetz“ in der jeweils aktuellen 
Fassung, veröffentlicht unter „Technische 
Anschlussbedingungen der Stadtwerke 
Görlitz AG (SWG)“. 
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SWG ist berechtigt, entsprechend der vor-
genannten Richtlinie anschlusskonkret Vor-
gaben zur Blindleistung zu machen und im 
Bedarfsfall diese Vorgaben zu ändern. Die 
geänderten Vorgaben sind durch den An-
schlussnehmer entsprechend der zeitlichen 
Vorgaben von SWG umzusetzen. 

9. Betrieb, Erweiterung und Änderungen 
der elektrischen Anlage und von Ver-
brauchsgeräten, Mitteilungspflichten 

9.1 Für die elektrische Anlage hinter dem Netz- 
anschluss ist der Anschlussnehmer verant-
wortlich. Die zutreffenden technischen 
Normen (z. B. DIN-, VDE- und EN-Normen 
und VDN/VDEW-Richtlinien), die Techni-
schen Anschlussbedingungen der SWG 
sowie die Bestimmungen der jeweils gülti-
gen Unfallverhütungsvorschrift für „Elektri-
sche Anlagen und Betriebsmittel“ sind ein-
zuhalten, um unzulässige Rückwirkungen 
der Anlage auf das Netz auszuschließen. 
Arbeiten dürfen nur durch SWG oder ein 
fachkundiges, in ein I nstallateurverzeichnis 
eines Netzbetreibers eingetragenes Installa-
tionsunternehmen durchgeführt werden. 

9.2 Erweiterungen und Änderungen von Anla- 

gen sowie die Verwendung zusätzlicher 
Verbrauchsgeräte sind SWG mitzuteilen, 
soweit sich dadurch die vorzuhaltende Leis-
tung erhöht oder mit Netzrückwirkungen zu 
rechnen ist. 

9.3 SWG kann Schutzvorkehrungen gegen eine 
Überschreitung der bereitgestellten Leis-
tung sowie gegen störende Beeinflussung 
des Netzbetriebs verlangen. 

9.4 Der Anschluss von Eigenerzeugungsanla- 
gen und Notstromaggregaten ist SWG 
rechtzeitig anzuzeigen und vorab mit ihr ab-
zustimmen. SWG kann den Anschluss von 
der Einhaltung der von SWG festgelegten 
Maßnahmen zum Schutz vor Rückspan-
nungen abhängig machen. 

9.5 Notstromaggregate dürfen außerhalb ihrer 
eigentlichen Bestimmung nicht mehr als 15 
Stunden monatlich zur Erprobung betrieben 
werden. Ein Parallelbetrieb mit dem Vertei-
lernetz ist in der Regel nicht zulässig. Be-
gründete Ausnahmefälle bedürfen einer 
schriftlichen Vereinbarung mit SWG. 

9.6 Werden durch Änderungen im vorgelager- 

ten Verteilernetz (z. B. Spannungsumstel-
lung, Netzverkabelung o. ä.) Veränderun-
gen am Netzanschluss erforderlich, so be-
nachrichtigt SWG Anschlussnehmer und 
Anschlussnutzer rechtzeitig hierüber. Not-
wendig werdende Änderungen im Bereich 
der  elektr ischen Anlage nach der  
Übergabestelle veranlasst der Anschluss-
nehmer bzw. Anschlussnutzer auf eigene 
Kosten. 
In diesem Fall trägt SWG die Kosten für die 
Änderung des Netzanschlusses. 

10. Störung und Unterbrechung der An- 
schlussnutzung 

10.1 Soweit SWG durch höhere Gewalt oder 
sonstige Umstände, deren Beseitigung ihr 
wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, 
gehindert ist, die Nutzung des Netzan-
schlusses zu ermöglichen, ruhen alle dies-
bezüglichen Verpflichtungen von SWG so-
lange, bis die Hindernisse beseitigt sind. 
Gleiches gilt im Falle von Störungsbeseiti-
gungen und Instandhaltungsarbeiten. 

10.2 Die Anschlussnutzung kann unterbrochen 
werden, soweit dies zur Vornahme be-
triebsnotwendiger Arbeiten, auf Grund einer 
Maßnahme zur Vermeidung einer Gefähr-
dung oder Störung der Sicherheit und Zu- 
verlässigkeit des Elektrizitätsversorgungs-
systems gemäß den §§ 13 und 14 EnWG 
oder zur Vermeidung eines drohenden 
Netzzusammenbruches erforderlich ist. 
SWG unternimmt alle zumutbaren Anstren-
gungen, die Unterbrechung oder Unregel-
mäßigkeit unverzüglich zu beheben. 

10.3 SWG wird den Anschlussnutzer bei einer 
beabsichtigten Unterbrechung der An-
schlussnutzung rechtzeitig in geeigneter 
Weise unterrichten. Bei kurzen Unterbre-
chungen ist SWG zu einer Unterrichtung 
nur gegenüber denjenigen Anschlussnut-
zern verpflichtet, die zur Vermeidung von 
Schäden auf eine ununterbrochene Strom-
versorgung angewiesen sind und dies SWG 
unter Angabe von Gründen zuvor schriftlich 
mitgeteilt haben. Die Pflicht zur Benachrich-
tigung entfällt, wenn die Unterrichtung 

 nach den Umständen nicht rechtzeitig 
möglich ist und SWG dies nicht zu ver-
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treten hat oder 

 die Beseitigung von bereits eingetrete-
nen Unterbrechungen verzögern würde. 

 11. Unterbrechung des Anschlusses und der 
Anschlussnutzung 

11.1 SWG ist berechtigt, den Netzanschluss und 
die Anschlussnutzung ohne vorherige An-
drohung zu unterbrechen, die elektrische 
Anlage vom Verteilernetz zu trennen sowie 
damit verbundene Dienstleistungen fristlos 
einzustellen, wenn der Anschlussnehmer 
und/oder Anschlussnutzer seinen vertragli-
chen Verpflichtungen zuwiderhandelt und 
die Unterbrechung erforderlich ist, um 

 eine unmittelbare Gefahr für die Si-
cherheit von Personen oder Sachen 
von erheblichem Wert abzuwenden, 

 die Anschlussnutzung unter Umge-
hung, Beeinflussung oder vor Anbrin-
gung der Messeinrichtungen zu verhin-
dern oder 

 zu gewährleisten, dass Störungen an-
derer Anschlussnehmer und/oder An-
schlussnutzer oder störende Rückwir-
kungen auf Einrichtungen von SWG 
oder Dritten ausgeschlossen sind. 

11.2 SWG ist weiter berechtigt, die Anschluss- 
nutzung ohne vorherige Androhung zu un-
terbrechen und die elektrische Anlage vom 
Verteilernetz zu trennen, wenn 
 der Netzzugang oder der Netzan-

schluss nicht vertraglich geregelt sind 
oder 

 die Zuordnung sämtlicher 
Entnahmestellen des Anschlussnutzers 
zu einem Bilanzkreis eines Lieferanten 
oder – falls der Anschlussnutzer selbst 
Netznutzer ist – des Anschlussnutzers 
nicht oder nicht mehr gesichert ist. 

11.3 Bei anderen Zuwiderhandlungen des An- 
schlussnehmers bzw. Anschlussnutzers, 
insbesondere der Nichterfüllung einer Zah-
lungsverpflichtung trotz Mahnung ist SWG 
berechtigt, den Netzanschluss und die An-
schlussnutzung nach Androhung zu unter-
brechen und die elektrische Anlage vom 
Verteilernetz zu trennen. Dies gilt nicht, 

wenn die Folgen der Unterbrechung außer 
Verhältnis zur Schwere der Zuwiderhand-
lung stehen. 

11.4 Darüber hinaus ist SWG berechtigt, die 
Anschlussnutzung auf schriftliche Anwei-
sung des Lieferanten des Anschlussnutzers 
zu unterbrechen und die elektrische Anlage 
vom Verteilernetz zu trennen, soweit der 
Lieferant dem Anschlussnutzer gegenüber 

hierzu vertraglich berechtigt ist und der Lie-
ferant das Vorliegen der Voraussetzungen 
für die Unterbrechung gegenüber SWG 
glaubhaft versichert sowie SWG von sämtli-
chen Schadenersatzansprüchen freistellt, 
die sich aus einer unberechtigten Unterbre-
chung ergeben können. Dabei hat der Liefe-
rant auch glaubhaft zu versichern, dass 
dem Anschlussnutzer ihm gegenüber keine 
Einwendungen oder Einreden zustehen, die 
die Voraussetzungen der Unterbrechung 
der Anschlussnutzung entfallen lassen so-
wie dass die Folgen der Unterbrechung 
nicht außer Verhältnis zur Schwere der Zu-
widerhandlung stehen und keine hinrei-
chende Aussicht besteht, dass der An-
schlussnutzer seinen Verpflichtungen nach-
kommen wird. 

11.5 SWG wird die Unterbrechung des Netzan-
schlusses und der Anschlussnutzung in den 
Fällen der Ziffern 11.1 bis 11.4 unverzüglich 
aufheben und den Anschluss der elektri-
schen Anlage an das Verteilernetz wieder-
herstellen, sobald die Gründe für die Un-
terbrechung des Netzanschlusses entfallen 
sind und der Anschlussnutzer oder im Falle 
der Ziffer 11.4 der Lieferant oder der An-
schlussnutzer die Kosten der Unterbre-
chung und Wiederherstellung des An-
schlusses und der Anschlussnutzung er-
setzt hat. Die Kosten können für strukturell 
vergleichbare Fälle pauschal berechnet 
werden. 

 12. Messeinrichtungen 

12.1 Einbau, Betrieb und Wartung der Messein- 
richtungen sowie die Messung der geliefer-
ten Energie sind gemäß § 21b Abs. 1 
EnWG Aufgabe von SWG. SWG kann einen 
Dritten mit der Erfüllung dieser Aufgaben 
beauftragen. SWG legt Art, Umfang und 
Einbauort der Messeinrichtungen fest. SWG 
stellt die für die Messung erforderlichen 
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Geräte zur Verfügung und betreibt diese 
unter Einhaltung der eichrechtlichen 
Bestimmungen. Die Messeinrichtungen be-
finden sind im Eigentum von SWG. 

12.2 Die Übermittlung der Messdaten erfolgt bei 

leistungsgemessenen Anlagen über Zähler-
fernauslesung in der Regel mindestens 
einmal pro Monat. 

12.3 Der Anschlussnehmer bzw. Anschlussnut- 

zer gewährleistet im Bedarfsfall die Bereit-
stellung und Unterhaltung eines amtsfähi-
gen analogen Telefonanschlusses und ei-
nes Hilfsspannungsanschlusses in unmit-
telbarer Nähe des Zählerplatzes. Die Nut-
zung ist für SWG kostenlos. SWG teilt dem 

Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer auf 
Anfrage die diesbezüglichen technischen 
Anforderungen mit. Die Fernauslesung 
muss vor Aufnahme der Anschlussnutzung 
zur Verfügung stehen. Bei Nichtfertigstel-
lung der technischen Voraussetzungen zur 
Fernauslesung bzw. mangelhafter Unterhal-
tung gehen die Kosten des zusätzlichen 
Aufwandes zur Datenerfassung zu Lasten 
des Anschlussnehmers bzw. Anschlussnut-
zers, es sei denn, SWG hat die Verzöge-
rung zu vertreten. 

12.4 Für Anlagen ohne Leistungsmessung wer-
den die Messeinrichtungen vom Beauftrag-
ten von SWG oder auf Verlangen von SWG 
vom Anschlussnutzer selbst in möglichst 
gleichen Zeitabständen, mindestens aber 
einmal jährlich nach einem von SWG fest-
zulegenden Turnus abgelesen. Außerhalb 
der turnusmäßigen Ablesung oder bei einer 
wesentlichen Änderung des Bedarfs kann 
SWG Zwischenablesungen veranlassen, 
den Verbrauch im Wege der rechnerischen 
Abgrenzung ermitteln oder diesen auf der 
Grundlage der letzten Ablesung schätzen. 
Hierbei sind die tatsächlichen Verhältnisse 
angemessen zu berücksichtigen. 

12.5 Solange der Beauftragte von SWG die 
Räume des Anschlussnehmers bzw. An-
schlussnutzers nicht zum Zwecke der 
Ablesung betreten kann, darf SWG den 
Verbrauch auf der Grundlage der letzten 
Ablesung oder bei einem neuen 
Anschlussnutzer nach dem Verbrauch 
vergleichbarer Anschlussnutzer schätzen, 

die tatsächlichen Verhältnisse sind 
angemessen zu berücksichtigen. Dasselbe 
gilt, wenn der Anschlussnutzer eine von 
SWG verlangte Selbstablesung nicht oder 
verspätet vornimmt sowie bei 
vollständigem oder teilweisem Ausfall oder 
Manipulation der Messeinrichtung. 

12.6 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer 
haften für das Abhandenkommen und die 
Beschädigung von Mess- und Steuerein-
richtungen, soweit sie hieran ein Verschul-
den trifft. Stellt der Anschlussnehmer bzw. 
Anschlussnutzer den Verlust, eine Störung 
oder eine Beschädigung der Messeinrich-
tungen fest, teilt er dies SWG unverzüglich 
mit. Gleiches gilt für die Feststellung be-
schädigter bzw. fehlender Plomben und 
Eichmarken. 

12.7 Die an den Messeinrichtungen befindlichen 
Plomben und Eichmarken dürfen weder be-
schädigt noch entfernt werden. 

12.8 Sofern entsprechend § 21b EnWG ein Drit-
ter als Messstellenbetreiber für den Einbau, 
den Betrieb und die Wartung von Messein-
richtungen verantwortlich ist, gelten die Zif-
fern 12.1 bis 12.6 entsprechend. 

 13. Grundstücksbenutzung, Zutrittsrecht 

13.1 Anschlussnehmer, die Grundstückseigen- 
tümer sind, haben für Zwecke der örtlichen 
Versorgung das Anbringen und Verlegen 
von Leitungen zur Zu- und Fortleitung von 
elektrischer Energie über ihre im Netzgebiet 
von SWG liegenden Grundstücke, ferner 
das Anbringen von Leitungsträgern und 
sonstigen Einrichtungen sowie erforderliche 
Schutzmaßnahmen unentgeltlich zuzulas-
sen. Diese Pflicht betrifft Grundstücke, die 
an das Verteilernetz angeschlossen sind, 
die vom Eigentümer in wirtschaftlichem Zu-
sammenhang mit einem an das Netz ange-
schlossenen Grundstück genutzt werden 
oder für die Möglichkeit des Netzanschlus-
ses sonst wirtschaftlich vorteilhaft ist. Die 
Pflicht besteht nicht, wenn die Inanspruch-
nahme des Grundstückes den Eigentümer 
mehr als notwendig oder in unzumutbarer 
Weise belasten würde. 

13.2 Ziffer 13.1 gilt entsprechend zwischen SWG 
und dem Anschlussnutzer.  
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13.3 Der Anschlussnehmer wird rechtzeitig über 
Art und Umfang der beabsichtigten Inan-
spruchnahme des Grundstücks benachrich-
tigt. Das gleiche gilt für den Anschlussnut-
zer, wenn dieser von der Maßnahme betrof-
fen ist. 

13.4 Der Anschlussnehmer kann, wenn er 
Grundstückseigentümer ist, die Verlegung 
der Einrichtungen nach Ziffer 13.1 verlan-
gen, wenn sie an der bisherigen Stelle für 
ihn nicht mehr zumutbar sind. Die Kosten 
der Verlegung hat SWG zu tragen; dies gilt 
nicht, soweit die Einrichtungen ausschließ-
lich dem Anschluss des Grundstückes die-
nen. 

13.5 Wird das Netzanschlussverhältnis beendet 
oder die Anschlussnutzung eingestellt, so 
hat der Eigentümer die auf dem Grundstück 
befindlichen Einrichtungen noch drei Jahre 
unentgeltlich zu dulden, es sei denn, dass 
ihm dies nicht zugemutet werden kann. 

13.6 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer, die 
nicht Eigentümer des an das Verteilernetz 
angeschlossenen Grundstückes sind, ha-
ben auf Verlangen von SWG die schriftliche 
Zustimmung des Grundstückseigentümers 
zur Grundstücksbenutzung gemäß den Zif-
fern 13.1 bis 13.5 beizubringen. 

13.7 Anschlussnehmer und Anschlussnutzer 
haben dem mit einem Ausweis versehenen 
Beauftragten von SWG den Zutritt zum 
Grundstück und zu ihren Räumen zu ge-
statten soweit dies für die Prüfung der tech-
nischen Einrichtungen und Messeinrichtun-
gen, zur Ablesung der Messeinrichtung, zur 
Unterbrechung des Anschlusses und der 
Anschlussnutzung oder zur Wahrnehmung 
sonstiger vertraglicher Rechte und Pflichten 
erforderlich ist. 

13.8 Die Rechte von SWG aus bestehenden 
individuellen Gestattungsverträgen bleiben 
unberührt. 

 14. Haftung 

14.1 SWG haftet für Schäden, die der An- 

schlussnutzer durch Unterbrechung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der An-
schlussnutzung erleidet, dem Grunde und 
der Höhe nach beschränkt gemäß § 18 der 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen 
für den Netzanschluss und dessen Nutzung 
für die Elektrizitätsversorgung in Nieder-
spannung – NAVvom 01.11.2006. 

14.2 Erleidet der Anschlussnehmer, der nicht 
zugleich Anschlussnutzer ist, Schaden 

durch Unregelmäßigkeiten oder durch 
Unterbrechung der Bereitstellung 
und/oder Aufrechterhaltung der 

Nennspannung und/oder Nennfrequenz, 
gilt Ziffer 14.1 entsprechend. 

14.3 Die Haftungsbegrenzungen und Haftungs- 
ausschlüsse der Ziffern 14.1 und 14.2 gel-
ten auch für Erfüllungs- und Verrichtungs-
gehilfen von SWG. 

14.4 Außerhalb des Anwendungsbereiches der 
Haftungsbegrenzungen und –ausschlüsse 
gemäß Ziffern 14.1 und 14.2, jeweils in 
Verbindung mit § 18 NAV, ist die Haftung 
von SWG sowie ihrer Erfüllungs- und Ver-
richtungsgehilfen gegenüber Anschlussnut-
zern und Anschlussnehmern für schuldhaft 
verursachte Schäden ausgeschlossen, so-
weit der Schaden nicht durch Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt wurde. 
Dieser Haftungsausschluss gilt nicht bei 
Schäden aus der schuldhaften Verletzung 
von Leben, Körper und Gesundheit sowie 
für Schäden aus der schuldhaften Verlet-
zung wesentlicher Vertragspflichten. Im Fal-
le einer Verletzung wesentlicher Vertrags-
pflichten, welche auf anderen Umständen 
als Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit 

beruht, beschränkt sich die Haftung von 
SWG sowie ihrer Erfüllungs- und Verrich-
tungsgehilfen auf den bei Vertragsbeginn 
vorhersehbaren vertragstypischen Scha-
den. 

14.5 Die Bestimmungen des Produkthaftungsge- 
setzes und des Haftpflichtgesetzes bleiben 
unberührt. Soweit es sich bei dem An-
schlussnehmer oder Anschlussnutzer um 
eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts, ein öffentlich-rechtliches Sonder-
vermögen oder einen Kaufmann im Sinne 
der §§ 1ff HGB handelt und der Netzan-
schluss für das Handelsgewerbe benötigt 
wird, ist die Haftung von SWG nach dem 
Haftpflichtgesetz wegen Sachschäden des 
Anschlussnehmers bzw. Anschlussnutzers 
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ausgeschlossen. 

 15. Datenschutz 

SWG wird die im Zusammenhang mit der 
Durchführung dieser Allgemeinen Bedin-
gungen sowie des zugehörigen Vertrages 
erhobenen oder zugänglich gemachten Da-
ten zum Zweck der Datenverarbeitung unter 
Beachtung der datenschutzrechtlichen Be-
stimmungen verarbeiten und nutzen, soweit 
dies für die Belange des Netzanschlusses 
und der Netznutzung notwendig ist. SWG 
ist berechtigt, insbesondere für die Erfas-
sung, Bilanzierung und Abrechnung der 
Stromlieferungen Verbrauchs-, Abrech- 

nungs- und Vertragsdaten an Dritte in dem 
Umfang weiterzugeben, wie dies zur ord-
nungsgemäßen technischen und kommer-
ziellen Abwicklung erforderlich ist. 

1 6 .  G e r i c h t s s t a n d  

16.1 Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten 
aus dem Netzanschluss- und Anschluss-
nutzungsvertrag ist Görlitz. 

16.2 Görlitz ist weiter dann Gerichtsstand, wenn 
der Anschlussnutzer keinen allgemeinen 
Gerichtsstand im Inland hat oder wenn der 
Anschlussnutzer nach Vertragsschluss sei-
nen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufent-
haltsort ins Ausland verlegt oder sein 
Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im 
Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt 
ist. 

1 7 .  Schlussbestimmungen  
Zukünftige Änderungen dieser Bedingungen 
wird SWG dem Anschlussnehmer bzw. An-
schlussnutzer schriftlich mitteilen. Änderun-
gen sind insbesondere möglich, soweit da-
durch eine Anpassung an geänderte ge- 
setzliche Rahmenbedingungen, allgemein 
anerkannte technische oder kommerzielle 
Regeln oder behördliche bzw. gerichtliche 
Entscheidungen erfolgt. Die Änderung der 
Bedingungen gilt als genehmigt, wenn der 
Anschlussnehmer bzw. Anschlussnutzer nicht 
innerhalb von vier Wochen nach Erhalt der 
Information nach Satz 1 den geänderten Be-
dingungen schriftlich widerspricht. 

Anhang zu Ziffer 14 - Haftung 

Verordnung über Allgemeine Bedingungen für 
den Netzanschluss und dessen Nutzung in Nie-
derspannung (Niederspannungsanschlussver-
ordnung – NAV) vom 01.11.2006 (BGBl. I S. 
2477) 

- Auszug - 

Haftung bei Störungen der Anschlussnutzung 

(1) Soweit der Netzbetreiber für Schäden, die ein 
Anschlussnutzer durch Unterbrechung oder 
durch Unregelmäßigkeiten in der Anschluss-
nutzung erleidet, aus Vertrag, Anschlussnut-
zungsverhältnis oder unerlaubter Handlung 
haftet und dabei Verschulden des Unterneh-
mens oder eines Erfüllungs- oder Verrich-
tungsgehilfen vorausgesetzt wird, wird 

1. hinsichtlich eines Vermögensschadens 
widerleglich vermutet, dass Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit vorliegt, 

2. hinsichtlich der Beschädigung einer Sache 
widerleglich vermutet, das Vorsatz oder 
Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei Vermögensschäden nach Satz 1 Nr. 1 ist 
die Haftung für sonstige Fahrlässigkeit aus-
geschlossen. 

(2) Bei weder vorsätzlich noch grob fahrlässig 
verursachten Sachschäden ist die Haftung 
des Netzbetreibers gegenüber seinen An-
schlussnutzern auf jeweils 5.000 Euro be-
grenzt. Die Haftung für nicht vorsätzlich ver-
ursachte Sachschäden ist je Schadensereignis 
insgesamt begrenzt auf 

1. 2,5 Millionen Euro bei bis zu 25 000 an 
das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

2. 10 Millionen Euro bei 25 001 bis 100 000 
an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

3. 20 Millionen Euro bei 100 001 bis 200 000 
an das eigene Netz angeschlossenen An-
schlussnutzern; 

4. 30 Millionen Euro bei 200 001 bis einer 
Million an das eigene Netz angeschlosse-
nen Anschlussnutzern; 

5. 40 Millionen Euro bei mehr als einer Million 
an das eigene Netz angeschlossenen 
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Anschlussnutzern. 

In diese Höchstgrenzen werden auch Schä-
den von Anschlussnutzern in vorgelagerten 
Spannungsebenen einbezogen, wenn die 
Haftung ihnen gegenüber im Einzelfall ent-
sprechend Satz 1 begrenzt ist. 

(3)  Die Absätze 1 und 2 sind auch auf Ansprüche 
von Anschlussnutzern anzuwenden, die diese 
gegen einen dritten Netzbetreiber im Sinne 
des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschaftsgeset-
zes aus unerlaubter Handlung geltend ma-
chen. Die Haftung dritter Netzbetreiber im 
Sinne des § 3 Nr. 27 des Energiewirtschafts-
gesetzes ist je Schadensereignis insgesamt 
begrenzt auf das Dreifache des Höchstbetra-
ges, für den sie nach Absatz 2, Satz 2 eige-
nen Anschlussnutzern gegenüber haften. Hat 
der dritte Netzbetreiber im Sinne des § 3 Nr. 
27 des Energiewirtschaftsgesetzes keine ei-
genen an das Netz angeschlossenen An-
schlussnutzer im Sinne dieser Verordnung, so 
ist die Haftung insgesamt auf 200 Millionen 
Euro begrenzt. In den Höchstbetrag nach den 
Sätzen 2 und 3 können auch Schadenser-
satzansprüche von nicht unter diese Verord-
nung fallenden Kunden einbezogen werden, 
die diese gegen das dritte Unternehmen aus 
unerlaubter Handlung geltend machen, wenn 
deren Ansprüche im Einzelfall entsprechend 
Absatz 2 Satz 1 begrenzt sind. Der Netzbe-
treiber ist verpflichtet, seinen Anschlussnut-
zern auf Verlangen über die mit der Scha-
densverursachung durch einen dritten Netz-
betreiber im Sinne des § Nr. 27 des Energie-
wirtschaftsgesetzes zusammenhängenden 
Tatsachen insoweit Auskunft zu geben, als 
sie ihm bekannt sind oder von ihm in zumut-
barer Weise aufgeklärt werden können und 
ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Scha-
densersatzes erforderlich ist. 

(4) Bei grob fahrlässig verursachten Vermögens-
schäden ist die Haftung des Netzbetreibers, an 
dessen Netz der Anschlussnutzer ange-
schlossen ist, oder eines dritten Netzbetrei-
bers, gegen den der Anschlussnutzer An-
sprüche geltend macht, gegenüber seinen 
Anschlussnutzern auf jeweils 5 000 Euro sowie 
je Schadensereignis insgesamt auf 20 von 
Hundert der in Absatz 2 Satz 2 sowie 

Absatz 3 Satz 2 und 3 genannten Höchstbe-
träge begrenzt. Absatz 2 Satz 3 sowie Absatz 

3 Satz 1, 4 und 5 gelten entsprechend. 

(5) Übersteigt die Summe der Einzelschäden die 
jeweilige Höchstgrenze, so wird der Scha-
densersatz in dem Verhältnis gekürzt, in dem 
die Summe aller Schadensersatzansprüche 
zur Höchstgrenze steht. Sind nach Absatz 2 
Satz 3 oder nach Absatz 3 Satz 4 jeweils 
auch in Verbindung mit Absatz 4 Schäden 
von nicht unter diese Verordnung fallenden 
Kunden in die Höchstgrenze einbezogen 
worden, so sind sie auch bei der Kürzung 
nach Satz 1 entsprechend einzubeziehen. Bei 
Ansprüchen nach Absatz 3 darf die Scha-
densersatzquote nicht höher sein als die Quo-
te der Kunden des dritten Netzbetreibers. 

(6) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden unter 30 
Euro, die weder vorsätzlich noch grob fahr-
lässig verursacht worden sind. 

(7) Der geschädigte Anschlussnutzer hat den 
Schaden unverzüglich dem Netzbetreiber 
oder, wenn dieses feststeht, dem ersatz-
pflichtigen Unternehmen mitzuteilen. 

Stadtwerke Görlitz AG 
Stand: Januar2012 


